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Eröffnung der Berufsmeisterschaften

Swiss Skills in Bern 2014.

Ausland

US-Präsident Obama besucht in Tam-

pa (Florida) jene Kommandoabteilung

der Streitkräfte, die beim anstehenden

Schlag gegen die IS-Rebellen in

Syrien die Federführung hat.

Sport

Heute Abend stehen die restlichen

Partien des ersten Champions-

League-Spieltags an. Mit dem Knüller

Bayern München - Manchester City.

«Power-Duo, Super-
repräsentantinnen
für unser Land!»

Was heute passiert

Frau Fetz, wie stimmen Sie über
die Fusionsinitiative der beiden
Basel ab?
Anita Fetz: Das werde ich erst in letz-
ter Minute entscheiden. Begeistert bin
ich nicht. Es geht mir wie vielen Basle-
rinnen und Baslern: Die Idee ist nahe-
liegend, aber das Fusionsprojekt
kommt technokratisch als Top-Down-
Projekt ohne Begeisterungspotenzial
daher. Mir kommt ein Satz von An-
toine de Saint-Exupéry in den Sinn:
«Wenn Du ein Schiff bauen willst,
dann trommle nicht Männer zusam-
men, um Holz zu beschaffen, Aufga-
ben zu vergeben und die Arbeit einzu-
teilen, sondern lehre die Männer die
Sehnsucht nach dem weiten, endlo-
sen Meer.» Diese Sehnsucht fehlt in
Basel. Wir haben ganz andere Heraus-
forderungen.

Liessen sich diese Herausforderun-
gen gemeinsam nicht besser lösen?
Das kommt auf die Herausforderun-
gen an. Als Ständerätin habe ich eher
unsere nationalen Probleme im Blick.
Was uns in den nächsten Jahren vor
allem beschäftigen wird, ist die Um-
setzung der Masseneinwanderungs-
initiative. Wenn wir nicht einen neu-
en Weg finden, werden die Auswir-
kungen in unserer Region dramatisch
sein. Das andere Thema ist die Unter-
nehmenssteuerreform III. Auch hier
wird unsere Region massiv betroffen
sein, wenn wir nicht einen guten Weg
finden. Für beide Anliegen ist es fast
besser, wenn in Bern zwei Basler Kan-
tone anklopfen und mitreden, als ein
Kanton, der noch nicht geboren ist.

Täuscht der Eindruck, oder hat

sich die Stimmung in der Stadt ge-
genüber dem Land abgekühlt?
Für einen Teil der Bevölkerung stimmt
das. Der Grund sind die heftigen Äus-
serungen im Baselbiet. Da staunt man
doch sehr in Basel, wie die Konservati-
ven auf dem Land zurückfallen ins
Jahr 1833. Die Mehrheit der Bevölke-
rung nimmt das aber nicht so wahr.
Ich überhöre die anti-städtischen Wor-
te ebenfalls und sage mir: Die reprä-
sentieren nur einen Teil der Baselbie-
ter Gegner. Ich selbst bin in Basel und
Münchenstein aufgewachsen, habe al-
so auch einmal die Kantonsgrenze
überquert. So geht es doch den meis-
ten. Diejenigen, die jetzt so lärmen,
mögen vielleicht die Abstimmung ge-
winnen. Ihre Motive repräsentieren
nicht die Mehrheit der Gegner.

Es sind ja auch sehr emotionale
Argumente. Wie beurteilen Sie die
Vorlage rational?
Ich höre sehr viele Vorbehalte gegen
die Fusion auf der technischen Ebe-
ne, also nicht gegen die Idee, sondern
gegen ihre mögliche Umsetzung.
Wenn man sich etwa vorstellt, was
Basel als Stadtgemeinde in den inner-
kantonalen Finanzausgleich zahlen
müsste, dann wird einem grad
schwarz vor Augen. Auch die Zusam-
mensetzung des Verfassungsrats mit
Baselbieter Übermacht ist problema-
tisch: Es bedeutet, dass die beiden Ba-
sel nicht auf Augenhöhe gemeinsam
etwas Neues erarbeiten. Ich finde es
aber gut, dass die Gegner sich in Basel
sehr zurückhalten. Es ist nicht nötig,
die andere Seite zu beleidigen, wir
wollen weiterhin zusammenarbeiten.

Wie reagieren Ihre Kolleginnen
und Kollegen im Ständerat auf die

Basler Frage?
Null Interesse. Stadtzürcher und
Stadtberner im Nationalrat sagen:
Macht das ja nicht, ihr werdet nach-
her gnadenlos überstimmt. Aber für
die Ständeräte ist das kein Thema. Sie
interessieren sich zum Glück mehr für
den Hafen oder den Flughafen. Ent-
scheidend für die Region ist, wie wir
in Bern unsere Anliegen einbringen
können. Daran ändert ein gemeinsa-
mer Kanton nichts. Basel-Stadt hat
fünf Sitze im Nationalrat, Baselland
sieben. Basel-Stadt hat also 2,5 Pro-
zent Einfluss, Baselland 3,5. Diese 6
Prozent werden durch eine Fusion
nicht mehr. Im Gegenteil: Es ist ein-
drücklicher in Bundesbern, wenn
zwei Kantonsregierungen auf der Mat-
te stehen.

Ihr Kollege Claude Janiak sieht im
Kampf der SVP gegen die Stadt ei-
nen Stellvertreterkampf: Das Land
lehnt sich gegen die Stadt auf, wie
die Schweiz gegen die EU.
Diese Einschätzung teile ich. Ich bin
aber der Meinung: Wir sollten den
Kampf nicht aufnehmen, sondern ins
Leere laufen lassen. Wir wollen ja mit
der vernünftigen Mehrheit der Basel-
bieter Bevölkerung zusammenarbei-
ten und nicht irgendwelche Stellver-
treterauseinandersetzungen führen.
Darum überhören wir es auch, wenn
die Baselbieter Wirtschaftskammer
meint, sie müsse in der Stadt dreinre-
den, wenn es zum Beispiel um die
Osttangente geht. Das nehme ich, wie
viele in Basel, jeweils amüsiert als in-
nerbaselbieterisches Aufplustern zur
Kenntnis.

Wirtschaftlich gesehen, ist der Fall
klar: Die Stadt ist die Lokomotive

der ganzen Region.
Das ist klar, aber ich bedauere es
auch, dass es dem Baselbiet nicht stär-
ker gelingt, wirtschaftlich vorwärtszu-
machen. Wir haben ein gemeinsames
Interesse an einer starken Wirt-
schaftsregion. Als Nachbarin schaue
ich manchmal konsterniert auf die Ba-
selbieter Regierung. Wenn man einen
Wirtschaftsförderer wählt, der in
Bern unter anderer Flagge das Gegen-
teil dessen macht, was für die Wirt-
schaft wichtig wäre, dann verstehe
ich die Welt nicht mehr. Mir tut es
Leid für diesen Kanton und seine Be-
völkerung. Das Baselbiet war in den
80er- und 90er-Jahren einer der fort-
schrittlichsten und innovativsten Kan-
tone der Schweiz in Bezug auf Wirt-
schaftspolitik und Ökologie. Mittler-
weile hat die Stadt das Land überflü-
gelt. Ich weiss nicht, was da passiert
ist. Man hat nicht das Gefühl, dass die
Regierung eine Vorstellung davon
hat, wie sie den Kanton in die Zukunft
führen will.

Ist vielleicht das ein grundsätzli-
ches Problem in der Schweiz, dass
das Land sich als ländliches Land
vorstellt, in Wahrheit aber von
den Städten abhängig ist?
Wenn die SVP im Baselland einen
Stellvertreterkampf kämpft, dann ist
es auch umgekehrt so: Was sich in der
Region abspielt, kann man auf die
ganze Schweiz umlegen. In der Stadt
hat man kommende Probleme jeweils
früh wahrgenommen. Wir stellen ein
politisches Auseinanderdriften von
Stadt und Land fest. Das kann man
bedauern, aber man muss es nüch-
tern feststellen. In der Schweiz hatten
Bauern oft politisch viel Einfluss, weil
viele Schweizer bäuerliche Vorfahren

«Wir lassen uns
vom Anti-Stadt-
Gelärme nicht
provozieren»
Die Basler Ständerätin Anita Fetz (SP) über die Fusion der
beiden Basel, den Finanzausgleich zwischen Stadt und Land
und den Verlust des Zusammenhalts in der Schweiz.

Interview
Anita Fetz

«Ich finde es gut, dass die Gegner    

VON MATTHIAS ZEHNDER haben und sich damit noch verbun-
den fühlen. Aber mit dieser mentalen
Haltung kann man ein Land im 21.
Jahrhundert nicht in die Zukunft füh-
ren. Das Drama der Schweiz ist, dass
die konservativen, eher rückwärtsge-
wandten Kräfte strukturell in der
Mehrheit sind, weil wir unser Staats-
wesen im 19. Jahrhundert gebildet ha-
ben. Die grossen Städte sind zwar die
Wirtschaftsmotoren, sie bringen
Wertschöpfung und Innovation und
sie finanzieren die Schweiz, aber sie
haben nirgends eine Mehrheit.

Über den Finanzausgleich wird
viel Geld von den Städten aufs
Land umgelagert, national von Zü-
rich Genf und Basel in die ländli-
chen Gebiete, regional von der Ag-
glomeration ins Oberbaselbiet.
Von 26 Kantonen in der Schweiz sind
9 Geberkantone. Es gibt also 17 Neh-
merkantone. Wir Geber versuchen
jetzt seit zehn Jahren auf Bundesebe-
ne, den Nationalen Finanzausgleich
gerechter zu gestalten. Die Nehmer-
kantone realisieren immer noch
nicht, dass die Bevölkerung in den Ge-
berkantonen es langsam merkt, wie
viel Geld verschoben wird. Vertreter
der Nehmer verlangen immer Ver-
ständnis für ihre existenziellen Pro-
bleme. Das respektiere ich, es will ja
auch niemand den Finanzausgleich
abschaffen. Aber umgekehrt funktio-
niert die Wahrnehmung: Die ländli-
che Schweiz wird von der SVP instru-
mentalisiert, um gegen die Städte zu
arbeiten. Das ist gefährlich.

Gefährlich, weil es die Schweiz
auseinanderzureissen droht?
Unser Erfolgsmodell in der vielfältigen
Schweiz war, den Ausgleich zu schaf-

fen zwischen den Regionen, den Reli-
gionen, den Sprachen, zwischen den
Wohlhabenden und den weniger
Wohlhabenden. Bis vor zehn Jahren
war es noch normal, dass man ver-
sucht hat, auch Anliegen der Minder-
heit zu integrieren. Heute gehen wir
auf eine Ego-Schweiz zu – auf Kosten
des Zusammenhalts. Wenn wir bei
der «Schweiz AG» landen, dann gibt
es die Schweiz nicht mehr. Dann ver-
lieren alle, auch die ländlichen Regio-
nen. Wenn die städtischen Regionen
radikal in Richtung Eigeninteressen
denken würden, dann könnte der
Plan B der Masseneinwanderungsiniti-
ative sein, dass Basel-Stadt die Umset-
zung ignoriert. Es gibt immer wieder
Beispiele von Kantonen, die Gesetze
einfach nicht umsetzen. Nicht dass ich
das fordere, aber es ist denkbar, weil
je nach Ausgestaltung die Umsetzung
der Initiative den wirtschaftlichen Un-
tergang bedeuten würde.

Die Grundwerte der Schweiz waren
lange gemeinsamer Konsens. Sie wur-
den nicht angegriffen. Das ist heute
nicht mehr der Fall: Humanitäre Tra-
dition, Menschenrechte und Rück-
sicht auf Minderheiten stehen im
scharfen Gegenwind. Werden die Zen-
trifugalkräfte zu stark, kann die
Schweiz auseinanderbrechen. Dazu
gehört auch, dass man den Wirt-
schaftsregionen mehr Anerkennung
entgegenbringt für das, was sie für
das Land leisten, und zwar nicht nur
in Franken, sondern auch in Bezug
auf Integration, die Lösung sozialer
Probleme und Innovation.

Wenn Basel für sich selbst schaut,
dann wäre das Resultat eine Art
Hongkongisierung von Basel?
Ja, aber das würde mir nicht gefallen.

Im Moment sind ohnehin alle daran,
sich den Kopf zu zerbrechen, wie man
die Masseneinwanderungsinitiative
umsetzen soll. Mit wem ich auch re-
de, die Unsicherheit ist gross. Jeder
hat zwar seine Spezialidee, aber es
gibt keinen Masterplan. Man muss es
aushalten, dass der Bundesrat erst En-
de Jahr seinen Vorschlag bringt. Nie-
mand weiss, was da kommt. Aber es
muss klar sein: Die Umsetzung muss
so gestaltet sein, dass die Wirtschafts-
zentren damit leben können. Der Vor-
schlag muss die Rettung der Bilatera-
len beinhalten. Wir brauchen in Basel
die wirtschaftliche Kooperation mit
dem Umland und die Grenzgänger.
Im zugegeben sehr unwahrscheinli-
chen Extremfall pendeln wir in zehn
Jahren alle ins Badische oder ins El-
sass. Das kann es ja nicht sein.

Die SVP sagt: Das Volk hat Ja ge-
sagt zu ihrer Initiative. Punktum.
Dabei geht aber vergessen, dass es ei-
ne sehr knappe Annahme war und die
grösseren Städte deutlich abgelehnt
haben. Vor der Abstimmung hat der
Präsident der SVP in seiner Abstim-
mungszeitung beteuert, dass sich die
Initiative nicht gegen die Bilateralen
richte. Nach der Abstimmung ist die
SVP unter Führung von Christoph
Blocher daran, die Bilateralen zu zer-
trümmern. Da sind die Leute doch
brandschwarz angelogen worden. Es
ist gut möglich, dass wir am Ende
über die Bilateralen nochmals abstim-
men müssen. Auch mit Folgen auf die
knapp angenommene SVP-Initiative.

Laut Blocher braucht die Schweiz
die Bilateralen nicht.
Nach dem EWR-Nein 1992 hatte die
Schweiz zehn Jahre Rezession. Das

waren die wirtschaftlich schwierigsten
Jahre der Schweiz mit einer hohen Ar-
beitslosigkeit. Zehn Jahre lang hat un-
ser Land stagniert. Erst als die Bilate-
ralen 2002 ausgehandelt waren und
2004 in Kraft traten, änderte sich die
wirtschaftliche Situation. Seither geht
es wieder aufwärts. Um die Bilatera-
len mit 15 EU-Ländern zu verhandeln,
brauchte es damals sieben Jahre. Heu-
te gibt uns die SVP drei Jahre, um mit
28 Ländern zu verhandeln! Abge-
schottete Grenzen wären gerade für
Basel fatal. Vor ein paar Jahren haben
die deutschen Grenzwächter bei Rie-
hen und Weil Dienst nach Vorschrift
gemacht und die Grenzen schärfer
kontrolliert. Das Resultat war kata-
strophal: Die süddeutsche Wirtschaft
litt und bei uns brauchten Pendler
Stunden bis an ihren Arbeitsplatz. Das
ist für mich das beste Beispiel dafür,
was es für unsere Region heissen wür-
de, die Schweiz abzuschotten.

Kehren wir zur Fusion der beiden
Basel zurück – was passiert, wenn
die Fusion abgelehnt wird?
Dann machen wir ganz nüchtern wei-
ter mit der Zusammenarbeit und las-
sen uns nicht provozieren von dem
SVP-Anti-Stadt-Gelärme. Die Mehrheit
der Baselbieter Bevölkerung ist nicht
so. Wir haben ein Interesse, die Re-
gion gemeinsam voranzubringen.

Und Sie persönlich? Treten Sie
2015 noch einmal an?
Ich stelle mich noch einmal zur Verfü-
gung. Wir haben in der SP eine Amts-
zeitbeschränkung auf zwölf Jahre, die
um vier Jahre verlängert werden
kann. Das hängt von der Parteibasis
ab. Wenn die Basis zustimmt, mache
ich gerne mit Lust und Verve weiter.
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1957 in Basel geboren, hat

Anita Fetz Geschichtswissen-

schaften studiert. 1984 bis

1989 war sie Mitglied des

Grossen Rats und 1985 bis

1989 Mitglied des National-

rats für die Poch, die Progres-

siven Organisationen der

Schweiz. 1995 trat sie der SP

bei und war von 1997 bis

2004 erneut Grossrätin und

von den Wahlen 1999 bis

2003 erneut Nationalrätin.

Seit den Wahlen 2003 ist sie

Ständerätin des Kantons Ba-

sel-Stadt. Beruflich arbeitet

sie als selbstständige Unter-

nehmensberaterin in Basel.
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